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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Forderung der Jugendverbände und der Jungparteien der SP und der CVP – die
ursprünglich ebenfalls im Unterstützungskomitee vertretenen Jungfreisinnigen zogen
sich nach einer Konsultation ihrer Sektionen und Mitglieder zurück – nach einer
Senkung des aktiven und passiven Wahlrechtsalters von 18 auf 16 Jahre konnte
lediglich einen Teilerfolg verbuchen . Die SPK des Nationalrats gab einer
entsprechenden parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 99.457) der jüngsten
Parlamentsabgeordneten, der Sozialdemokratin Ursula Wyss (BE), zwar keine Folge,
formulierte aber eine eigene Motion, welche nur das aktive Wahlrechtsalter senken will
(Mo. 00.3180). Die Wahl von Sechzenhnjährigen in politische Ämter mache hingegen
angesichts des zivilen Mündigkeitsalters von 18 Jahren wenig Sinn. 
Wyss hatte ihre Initiative zugunsten der Motion zurückgezogen, der Nationalrat lehnte
diese jedoch mit 89:79 Stimmen ab, nachdem die Befürworter einer Senkung nicht
bereit gewesen waren, sich mit der Überweisung in Postulatsform zu begnügen.
Ebenfalls keine Chance hatte eine parlamentarische Initiative Zwygart (evp, BE; Pa.Iv.
99.454) für die Einführung eines Familienstimmrechts, das Eltern als Vertreter ihrer
Kinder zusätzliche Stimmen eingeräumt hätte. Die Ablehnung erfolgte mit 100:11
Stimmen. 1

MOTION
DATUM: 31.12.2000
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Die 2007 lancierte Volksinitiative „für den Schutz vor Waffengewalt“ wurde im Februar
2009 eingereicht. Sie verlangt neben einem Verbot der privaten Aufbewahrung von
militärischen Dienstwaffen insbesondere auch einen Bedarfs- und Fähigkeitsnachweis
für den Besitz von privaten Waffen und ein zentrales Waffenregister. Der Bundesrat
empfahl sie kurz vor Jahresende zur Ablehnung. Der geforderte Bedarfs- und
Fähigkeitsnachweis wäre seiner Ansicht nach schwierig zu kontrollieren und würde
einen grossen administrativen Aufwand verursachen. Zudem fehlten bei verschiedenen
davon betroffenen Gruppen von Waffenbesitzern (zum Beispiel Sammlern) objektive,
leicht überprüfbare Kriterien für diesen Bedarfs- und Fähigkeitsnachweis. Bezüglich
der Armeewaffen glaubt der Bundesrat mit seinen Vorschlägen im Rahmen einer
Anpassung des Militärgesetzes sowie der zugehörenden Verordnungen die Anliegen der
Initiative berücksichtigt zu haben. Schliesslich sprach er sich gegen ein nationales
Waffenregister aus, da die kantonalen Dateien ausreichend seien.

Zumindest in der Frage des zentralen Waffenregisters erhielt die Volksinitiative auch
im Nationalrat Unterstützung. Dieser überwies mit 92 zu 90 Stimmen eine Motion
(07.3826) Lang (gp, ZG) für die Schaffung einer solchen nationalen Datenbank. Der
Ständerat annullierte diesen Beschluss dann aber, indem er die Motion ablehnte. Die
vom Grünen Müller (AG) verlangte Einführung eines Bedarfs- und Fähigkeitsnachweises,
wie dies auch die Volksinitiative vorsieht, blieb bereits in der grossen Kammer erfolglos:
Der Nationalrat lehnte eine entsprechende Motion (07.3873) mit 110 zu 72 Stimmen ab. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.12.2009
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Das Parlament verabschiedete die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Teilrevision
des Gesetzes über die politischen Rechte. Umstritten waren eigentlich nur zwei
Neuerungen: das Projekt E-Voting (d.h. Abstimmen via Internet) und die Kompetenz des
Bundesrats, bei den Nationalratswahlen Kampagnen zur Förderung der
Stimmbeteiligung und der Erfolgschancen von Frauenkandidaturen durchzuführen
(sog. Sensibilisierungskampagnen). Gegen den Widerstand der SVP-Fraktion, welche
dem elektronischen Abstimmungsverfahren via Internet aus finanziellen Gründen keine
Dringlichkeit zuerkennen wollte, schuf der erstberatende Nationalrat die
Rechtsgrundlagen für die Durchführung von Pilotversuchen mit E-Voting in den
Kantonen. Am meisten zu reden gaben die Sensibilisierungskampagnen. Die SVP
beantragte Streichung, die Linke wollte den Bundesrat dazu nicht nur ermächtigen,
sondern verpflichten, und Brunner (svp, SG) und Ursula Wyss (sp, BE) – bis Ende 2001
die beiden jüngsten im Rat – forderten, dass damit nicht nur weibliche, sondern auch
junge Kandidaturen gefördert würden. Durchgesetzt hat sich schliesslich die
Kommissionsmehrheit (Kann-Formel) ergänzt durch den Antrag Brunner/Wyss. Im
Ständerat war es ebenfalls die Ermächtigung des Bundesrates,
Sensibilisierungskampagnen durchzuführen, die zu einer Diskussion Anlass gab. Er
folgte mit 17:15 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und strich diese Bestimmung. In
der Differenzbereinigung lehnte er zweimal mit knapper Mehrheit (22:20) einen
Vermittlungsantrag Spoerry (fdp, ZH) ab, welcher die Kampagnen auf die Förderung der
Stimmbeteiligung und der angemessenen Geschlechterverteilung beschränken wollte.
Der Nationalrat seinerseits verwies auf den verfassungsmässigen Auftrag zur
ausgeglichenen Vertretung der Geschlechter auch in der Politik und hielt zuerst
zweimal an den Sensibilisierungskampagnen fest. Er gab erst nach, als die
Einigungskonferenz beider Räte einen Verzicht darauf beschlossen hatte. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2002
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Das Durchschnittsalter in der grossen Kammer blieb mit 50,7 Jahren gegenüber 1995
praktisch stabil. Mit 47,6 Jahren ist die SP-Fraktion im Schnitt die jüngste, die FDP mit
53,2 Jahren die älteste im Rat. Die Sozialdemokraten verfügen mit der neugewählten
Ökonomin Ursula Wyss (BE, Jahrgang 1973) über die jüngste Frau. Jüngster
Parlamentarier blieb aber der St. Galler Landwirt Toni Brunner (svp, Jahrgang 1974).
Alterspräsident wurde der 68jährige Schriftsteller Jacques Neirynck (cvp, VD). 4

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Les électeurs des deux demi-cantons de Suisse centrale ont confirmé leur soutien aux
parlementaires sortants. Le PDC a maintenu son siège à Obwald et les radicaux à
Nidwald. Quant au corps électoral de Glaris, il a confirmé le sortant du PS. Le retrait de
Franz Steinegger, après plus de vingt ans de présence au parlement, n’a pas empêché
les radicaux de maintenir leur siège à Uri. La nouvelle élue, Gabi Huber, est la première
représentante féminine du canton à Berne. La délégation schwyzoise, malgré un
élargissement à quatre membres à la suite du dernier recensement, a été fortement
modifiée avec la non réélection de deux parlementaires sortants : la radicale Maya
Lalive d’Epinay et le démocrate chrétien Toni Eberhard. Si les démocrates-chrétiens (-
3,8 points à 23,4%) ont sauvé leur mandat, les radicaux (-3,8 points à 15,4%) ont perdu
le leur. Les principaux gagnants ont été le PS (+1,2 à 17,6%), qui a récupéré son siège
perdu en 1999, et l’UDC qui a obtenu deux mandats (+7,8 points à 43,6%). Les radicaux
ont perdu un siège à Zoug (3 sièges) où le sortant Hajo Leutenegger n’a pas été
confirmé par le corps électoral. L’UDC, avec une progression de 6,3 points à 27,7%, a
conservé son siège. Les démocrates-chrétiens ont fait de même, malgré une baisse de
3,5 à 22,9% et le retrait de Peter Hess après vingt ans au parlement fédéral.
L’apparentement entre les socialistes et la liste « Alternative Kanton Zug » a permis à la
gauche de reprendre le siège perdu en 1999. La liste socialiste n’ayant obtenu que la
deuxième place de l’apparentement, c’est le candidat alternatif Josef Lang qui a été
élu. 5

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Für die drei Sitze im Kanton Zug bewarben sich neben den drei Bisherigen auch 32
weitere Personen, zwölf davon Frauen. Die Zahl an Kandidierenden hatte damit leicht
zugenommen (2007: 33). Von den zwölf eingereichten Listen (2007: 11), auf denen neu
auch die GLP figurierte, verbanden sich deren fünf: die Grünen (Alternativen), die SP
und die CSP und – zum ersten Mal – auch die FDP und die CVP, die den Grünen damit
den 2003 verlorenen Sitz abspenstig machen wollten. Die von FDP und CVP heftig
umworbene GLP ging im Kanton Zug hingegen kein Wahlbündnis ein, was als gute
Voraussetzung für die Bestätigung des Sitzes der Grünen interpretiert wurde. Für
Wirbel sorgten die Second@s Plus, die ankündigten ebenfalls anzutreten, sich aber
nicht mit der Linken zu verbinden. Diese warf den Second@s vor, so zur
Steigbügelhalterin der FDP zu werden und den Sitz von Josef Lang (gp) zu gefährden.
Die Ankündigung der Second@s Plus erwies sich dann aber lediglich als Protestaktion,
weil keine der Parteien Personen mit Migrationshintergrund auf ihre Liste gesetzt habe.

Die Kombination zwischen Konkurrenz durch die GLP, die auf Anhieb 6,8% der
Wählerschaft für sich zu gewinnen wusste, und der christlich-liberalen
Listenverbindung erwies sich als zu grosses Handicap für die Grünen. Die Verluste der
Grünen (15,4%, -1,6 Prozentunkte) und insbesondere der SP (5,3%, -3,8 Prozentpunkte)
dürften zum grossen Teil durch die Gewinne der GLP zu erklären sein. Die FDP hingegen
konnte dank ihrer Listenpartnerin trotz leichten Verlusten (19,2%, -2,3 Prozentpunkte)
den Sitz der Grünen nach acht Jahren wieder zurückerobern und neu Bruno Pezzatti
nach Bern schicken. Abgewählt war damit Josef Lang, der 2003 den Sitz für Links-Grün
erobert hatte. Zum dritten Mal hintereinander war die SVP mit 28,3% stärkste Partei im
Kanton Zug. Sie musste nur leichte Verluste verkraften (-0,8 Prozentpunkte) und konnte
ihren Sitz problemlos halten. Allerdings wurde ihr amtierender Nationalrat Marcel
Scherer überraschend abgewählt. Sein Parteikollege Thomas Aeschi hatte mehr
Stimmen erzielt. Zug war einer der sieben Kantone (neben SZ, SH, AR, NE, GE und JU), in
denen die CVP zulegen konnte. Sie wusste neu 24,3% der Zuger Wählerinnen und
Wähler hinter sich, was einer Zunahme von einem Prozentpunkt entsprach. Auch die
CVP konnte damit ihren Sitz verteidigen. Die Wahlbeteiligung lag bei 55,1% (2007:
53,7%). Der Kanton Zug wartet noch immer auf die erste Nationalrätin seit Einführung
des Frauenstimmrechts. 6

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Bern lancierte die Linke mit Hans Stöckli (sp) und Alec von Graffenried (gp)
die Rückeroberung des linken Ständeratssitzes, den sie im Frühling bei der Ersatzwahl
von Bundesrätin Sommaruga an die SVP verloren hatte. Die damals unterlegene Ursula
Wyss hatte sich Ende April entschieden, nicht mehr anzutreten. Die SVP trat hingegen
wieder mit dem damals erfolgreichen und amtierenden Adrian Amstutz (svp) an, der
sich während des Wahlkampfes ungewohnt staatsmännisch gab. Ihren aufgrund der
Abspaltung von der SVP 2008 geerbten Sitz wollte die BDP mit Werner Luginbühl
verteidigen. Neben diesen vier politischen Schwergewichten kandidierten sechs
weitere Personen: Christian Wasserfallen (fdp), Marianne Streiff-Feller (evp), Andreas
Brönnimann (edu), Norbert Hochreutener (cvp), Joseph Rothenfluh (parteifrei.ch) und
Rolf Zbinden (pda). 

Diese sechs erreichten allerdings zusammen weniger als die Hälfte der Stimmen der vier
Erstplatzierten und zogen sich  – mit Ausnahme von Rothenfluh – konsequenterweise
für den auch wegen der hohen Kandidatenzahl starken Aufsplitterung der Stimmen
nötigen zweiten Wahlgang zurück. Von den vier Favoriten hatte keiner die für das
absolute Mehr nötige Stimmenzahl erreicht. Am meisten Stimmen erhielt Amstutz
(143'350), gefolgt von Luginbühl (142'423) und Stöckli (128'633). Von Graffenried folgte
auf Rang vier (106'081). Die Linke war sich uneins, ob es besser sei mit beiden
Kandidierenden wieder anzutreten. Ein Doppelticket hätte eine stärkere Mobilisierung
aber auch gegenseitige Konkurrenz bedeutet. Dass sich von Graffenried schliesslich
zurückzog, erwies sich im zweiten Wahlgang als gewinnbringende Strategie für das links-
grüne Lager. Die Grünen empfahlen ihrer Wählerschaft neben Stöckli auch Luginbühl.
Letzterer wurde auch von der SVP – neben Amstutz – zur Wahl empfohlen. Luginbühl
setzte sich aufgrund der breiten Unterstützung denn auch deutlich mit 216'685
Stimmen durch. Entgegen den Erwartungen lag jedoch Stöckli (166'990) überraschend
deutlich vor Amstutz (147'787) an zweiter Stelle. Damit hatte die SVP ihren erst im
Frühjahr des Berichtjahres eroberten Ständeratssitz bereits wieder verloren. Das
Resultat wurde als Absage an die historische ungeteilte bürgerliche Standesstimme
interpretiert. Die Wählerschaft in der Mitte habe mehr Gemeinsamkeiten mit Stöckli als
mit Amstutz gesehen, so das einhellige Medienurteil. Die Nichtwahl von Amstutz, der
sich mit der höchsten kantonalen Stimmenzahl für die Nationalratswahlen trösten
konnte, hatte zur Folge, dass der aus dem Nationalrat abgewählte Jean-Pierre Graber

WAHLEN
DATUM: 20.11.2011
MARC BÜHLMANN
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(svp) nicht in die grosse Kammer nachrutschte und damit der Berner Jura zum ersten
Mal seit 1848 nicht mehr in Bern vertreten war. Die spannende Ausgangslage vermochte
die Wählerschaft auch für den zweiten Wahlgang zu mobilisieren: die Beteiligung für
den zweiten Wahlgang lag bei 46,8%. 7

Ständeratsersatzwahlen

Gleichzeitig mit den Zuger Regierungs- und Kantonsratswahlen wurden die beiden
Bisherigen Peter Bieri (cvp) und Rolf Schweiger (fdp) bestätigt. Für Bieri ist es die
dritte Amtsperiode, für Schweiger die zweite. Die beiden Herausforderer, der rot-grüne
Josef Lang und Hans Durrer von der SVP, blieben weit zurück. 8

WAHLEN
DATUM: 27.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Nach der Ende September 2010 vorgenommenen Wahl von Simonetta Sommaruga zur
Bundesrätin musste der Berner Ständeratssitz neu besetzt werden. Vier Kandidierende
bewarben sich um die Nachfolge der neu gekürten SP-Bundesrätin. Die SP-
Nationalrätin und Fraktionspräsidentin Ursula Wyss wurde Ende November einstimmig
von der Berner SP für die Verteidigung des Sitzes der Sozialdemokraten nominiert. Die
SVP wollte den Sitz mit Nationalrat Adrian Amstutz erobern. Die FDP schickte –
unterstützt von der BDP – Nationalrätin Christa Markwalder ins Rennen und Marc Jost
wollte für die EVP einen Sitz in der kleinen Kammer gewinnen. Die Grünen, die selber
keine Kandidierenden aufstellten, unterstützten Wyss (sp). Für Aufsehen sorgte die
Wahlwerbung der Bundesräte Sommaruga (sp) und Schneider-Ammann (fdp) für die
jeweiligen Kandidierenden. Die ansonsten ziemlich profilierten Kandidierenden gaben
sich im Vorfeld der Wahlen betont staatsbürgerlich. Die Ersatzwahl wurde in den
Medien als nationale Richtungswahl mit Signalwirkung für die Wahlen im Herbst
beschrieben.

Die aufgrund der persönlichen Resultate für die Nationalratswahlen 2007 erwartete
Reihenfolge – alle vier hatten 2007 mit Ausnahme von Jost erfolgreich für die grosse
Kammer kandidiert – trat im ersten Wahlgang ein: Amstutz erhielt 136'522 Stimmen
(38,9% der Stimmen) und lag vor Wyss, die 117'833 Stimmen (33,6%) erreichte.
Markwalder erzielte ein für sie enttäuschendes Resultat und kam auf lediglich 69'303
Stimmen (19,7%). Sie erklärte sich das Resultat auch mit den gleichzeitig mit der
Ersatzwahl stattfindenden kantonalen und nationalen Abstimmungen
(Waffenschutzinitiative, Ersatz KKW Mühleberg und Motorfahrzeugsteuer), die vor allem
Wählerinnen und Wähler am Rand des politischen Spektrums mobilisiert hätten.
Abgeschlagen auf Rang vier lag Jost mit 27'553 Stimmen (7,8%). Das absolute Mehr
verpassten alle vier. Wohl auch aufgrund der erwähnten, zeitgleich stattfindenden
Abstimmungen lag die Wahlbeteiligung für den ersten Wahlgang bei beachtlichen
50,8%. Jost und Markwalder zogen sich in der Folge zurück, was insbesondere die BDP
und die FDP in ein Dilemma stürzte: Beide Parteien konnten sich nicht zu einem
bürgerlichen Schulterschluss durchringen. Sowohl die FDP als auch die BDP gaben in
der Folge keine Wahlempfehlung ab, da nur noch Kandidierende aus Polparteien zur
Wahl stünden. Auch die CVP und die EVP verzichteten auf eine Empfehlung. Nur die
GLP sprach sich – neben den Grünen – für Wyss (sp) und die EDU für Amstutz (svp) aus.
Einzelne Bürgerliche – darunter auch die ehemalige Ständerätin Christine Beerli –
empfahlen ebenfalls Wyss zur Wahl, welche ihrer Ansicht nach das kleinere Übel
darstellen würde. Der zweite Wahlgang verhiess Spannung und das Resultat war denn
auch äusserst knapp. Die SVP konnte den Sitz von der SP erobern. Amstutz (svp)
machte mit 163'537 Stimmen das Rennen. Wyss (sp) unterlag mit 159'900 Stimmen,
hatte also den Rückstand aus dem ersten Wahlgang von über 18'500 Stimmen auf noch
gut 3'500 Stimmen verkleinert. Trotzdem musste die SP ihren 2003 eroberten Sitz
wieder abgeben. Amstutz punktete – wie bereits im ersten Wahlgang – vor allem auf
dem Land und Wyss in den Städten und im Berner Jura. Die für einen zweiten Wahlgang
hohe Beteiligung von 46,3% widerlegte die vorgängige Befürchtung, dass viele
bürgerliche Wählerinnen und Wähler nicht stimmen würden, da für sie weder Wyss
noch Amstutz eine Wahlmöglichkeit darstellen würde. Letztlich entscheidend war, dass
die SVP stärker mobilisieren konnte als die SP. Die SVP feierte den Erfolg als optimalen
Auftakt ins Wahljahr, in welchem auch die kleine Kammer erobert werden sollte . Die SP
ihrerseits kündigte an, im Herbst durch das knappe Resultat gestärkt wieder
anzutreten. Für Amstutz rückte Thomas Fuchs (svp) in den Nationalrat nach.
Überschattet wurde die Wahl von drei Stimmrechtsbeschwerden: Auslandschweizer
beanstandeten, dass sie das Wahlmaterial für den zweiten Umgang zu kurz vor der Wahl
erhalten hätten und so ihre Stimme nicht fristgerecht abgeben konnten. Die junge FDP

WAHLEN
DATUM: 06.03.2011
MARC BÜHLMANN
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hatte in der Folge noch vor dem zweiten Wahlgang eine Verschiebung verlangt. Laut der
Verordnung über politische Rechte des Kantons Bern müssen die Wahlunterlagen
spätestens fünf Tage vor der Wahl bei den Wahlberechtigten sein. Das
Verwaltungsgericht entschied Ende Mai, dass die Rechtslage eine Privilegierung der
Auslandschweizer nicht erlaube und diese mit einer späten Zustellung leben müssten.
Die Beschwerde wurde ans Bundesgericht weitergezogen, welches diese im September
dann auch deshalb abwies, weil eine Beteiligung der Auslandschweizer das Resultat
nicht verändert hätte und deshalb eine Wiederholung der Wahl nicht angebracht sei. 9

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Déposé en juin au Conseil national, un postulat Lang (pe, ZG) a demandé au Conseil
fédéral d’étudier la possibilité de suspendre les achats et les ventes d’armes et de
matériel de guerre aux pays du Proche-Orient, et de réexaminer la collaboration
militaro-technique avec eux. Les pays visés par cette intervention sont ceux impliqués
dans le conflit israélo-palestinien ou qui ont un rapport militaire à ce conflit. Le Conseil
fédéral a recommandé le rejet de ce postulat, car une telle suspension aurait, selon lui,
des conséquences importantes aux plans économique et militaire. Il ajoute qu’une
suspension constituerait une rupture par rapport à la pratique suivie jusqu’à présent en
matière d’exportation de matériel militaire et entraînerait de surcroît une perte de
crédit pour la Confédération en tant que partenaire de négociations. 10

POSTULAT
DATUM: 01.10.2004
ELIE BURGOS

Les chambres ont adopté une motion Wyss (ps, BE), qui demandait au Conseil fédéral
de s’engager résolument, sur la scène internationale, en faveur de réglementations
contraignantes qui fixent les responsabilités des entreprises militaires et des forces de
sécurité privées en matière de respect du droit international et des droits de
l’homme. 11

MOTION
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS

Entwicklungspolitik

Un postulat Lang, déposé en fin d’année, demandait au Conseil fédéral d’examiner la
possibilité d’augmenter de manière significative son engagement dans le cadre du
déminage humanitaire en Bosnie-Herzégovine. Le gouvernement a proposé de rejeter
ce postulat, dans la mesure où l’examen des besoins ne conclut pas à la nécessité d’un
recentrage de la politique actuelle en la matière, ni des moyens engagés. 12

POSTULAT
DATUM: 14.12.2004
ELIE BURGOS

Aussenwirtschaftspolitik

Le rapport demandé par le conseiller national Josef Lang (pe, ZG) à la Commission de
gestion du Conseil national (CdG-CN), et relatif à l’exécution de la législation sur le
matériel de guerre en lien avec les décisions du Conseil fédéral du 29 juin 2005
(exportation de matériel de guerre vers l’Irak, l’Inde, le Pakistan et la Corée du Sud, à
laquelle le député a ajouté celle à destination du Maroc), a été publié au cours de
l’année sous revue. La CdG-CN est parvenue à la conclusion que les décisions du
Conseil fédéral concernant les demandes préalables, la demande d’exportation et la
demande de courtage n’ont violé aucune disposition légale. Elle a cependant critiqué le
poids donné aux différents critères d’appréciation et fait plusieurs recommandations
au gouvernement à ce sujet. Le Conseil fédéral, saluant le dialogue constructif avec la
commission dans ce domaine politique sensible, a toutefois tenu à souligner que, dans
le domaine complexe des autorisations d’exportation de matériel de guerre, il n’existait
pas de solution simple ou globale, car une telle solution ne serait pas utile pour les cas
particuliers. Il a ainsi estimé légitime que la loi et l’ordonnance sur le matériel de guerre
prévoient une grande marge de manœuvre pour les autorités d’exécution. 13

BERICHT
DATUM: 21.02.2007
ELIE BURGOS
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En novembre, l'initiative populaire du GSsA « Pour l'interdiction d'exporter du
matériel de guerre » a été rejetée par 68,2 % des citoyens et tous les cantons.
L’initiative visait à interdire l’exportation et le transit de matériel de guerre. Elle
proposait des dispositions dérogatoires pour les armes de chasse et de sport ainsi que
pour les appareils servant au déminage humanitaire et prévoyait des dispositions
transitoires en faveur des régions et des employés touchés par les interdictions. Le
Conseil fédéral a recommandé de rejeter l’initiative car il estimait que sa politique en
matière de contrôle des exportations permettait de tenir compte de tous les intérêts
concernés et qu’une interdiction supprimerait la base existentielle de l’industrie
indigène de défense. Il considérait toutefois que les conséquences économiques d’une
acceptation de l’initiative pour l’ensemble de la Suisse seraient modérées.

Lors de son examen au Conseil national, les groupes PDC, PLR et UDC se sont opposés
en bloc à l’initiative populaire. Ils ont rappelé que la Suisse n’était pas le seul pays
exportateur de matériel de guerre et se sont alarmés des effets d’une interdiction sur
le tissu économique et la défense nationale suisse. Le député Borer (udc, SO) a estimé
que l’exportation maintenait une industrie d’armement suisse qui permettait d’assurer
la sécurité nationale. Le député Schneider-Ammann (plr, BE) a lui affirmé que les
répercussions économiques potentielles d’une interdiction toucheraient 10'000 places
de travail. L’initiative n’a ainsi été soutenue que par des députés issus des rangs
écologiste et socialiste. Ces derniers ont mis en avant des arguments éthiques et
humanitaires. Au vu de l’instabilité des pays acheteurs, ils ont estimé que les
dispositions en vigueur, interdisant l’exportation de matériel de guerre vers des pays
impliqués dans des conflits armés, ne donnaient aucune garantie à ce que le matériel
exporté ne fût vendu par la suite à des pays en crise. Les députés Allemann (ps, BE) et
Lang (pe, ZG) ont ainsi affirmé qu’il n’était pas possible de concilier la défense des
droits de l’homme et la vente de matériel de guerre. Le député Girod (pe, ZH) a lui
estimé que le maintien de places de travail ne justifiait pas une forme de commerce
fondamentalement nuisible. La cheffe du DFE, Doris Leuthard, a conclu que si l’octroi
d’une aide fédéral pendant dix ans permettant de financer une reconversion vers la
production de matériel civil avait des répercussions financières peu prévisibles, les
conséquences d’une adoption de l’initiative pour l’industrie de l’armement et la Suisse
étaient largement prévisibles, à savoir une perte de places de travail, de savoir-faire et
de sécurité. Elle a rappelé que les droits de l’homme et le maintien de la paix étaient
des critères déjà pris en considération dans le contrôle des exportations de matériel de
guerre. Le Conseil national a recommandé au peuple par 131 voix contre 63 de rejeter
l’initiative.

Au Conseil des Etats, la majorité bourgeoise a estimé que les objections d’ordre
économique, budgétaire et sécuritaire primaient sur les considérations éthiques et
humanitaires. Le sénateur Frick (pdc, SZ) a tenu à rappeler que la législation suisse en
comparaison internationale était l’une des plus restrictives dans sa surveillance des
exportations de matériel de guerre. Il a ajouté que la plupart des exportations étaient
destinées à des pays de l’OCDE qui utilisaient ce matériel dans le cadre d’opération de
maintien de la paix ou de leur propre défense. A l’opposé, le sénateur Recordon (pe,
VD) a affirmé que la mission de la Suisse n’était pas de contribuer au surarmement
mondial et que des exportations de matériel de guerre nuisaient à sa réputation
humanitaire en ne profitant que faiblement à son économie. Le Conseil des Etats a
recommandé de rejeter l’initiative par 35 voix contre 7.

La campagne a été relativement intense malgré l’attention portée essentiellement sur
l’initiative « Contre la construction de minarets » qui était soumise à votation à la
même date. Deux camps se sont diamétralement opposés, témoignant d’une nette
fracture entre la gauche et la droite et reprenant essentiellement les arguments
mobilisés aux chambres. Celui des partisans à l’initiative populaire réunissait le PS, les
Verts, le PdT, le PCS, le GSsA, l’Entraide protestante suisse (EPER), Caritas, la
Déclaration de Berne (DB) et l’Œuvre suisse d’entraide ouvrière (OSEO). Celui des
opposants alliait le Conseil fédéral, le PLR, le PDC, l’UDC, le PBD, les DS, l’UDF, le PDL, la
Lega, l’USAM, Economie suisse, l’USP, l’UCAPS et la société suisse des officiers. Le PEV
et les Verts libéraux ont laissé la liberté de vote tandis que les syndicats ont renoncé à
formuler une recommandation.

Le 29 novembre, le peuple a clairement refusé l’initiative par presque 70% des voix.
Tous les cantons l’ont refusé, la Suisse alémanique et les régions rurales l’ont fait de
manière sensiblement plus forte.

L’analyse VOX a montré que le comportement de vote a été très fortement marqué par

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.11.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER
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le clivage gauche-droite. Plus une personne se situait à gauche, plus elle se déclarait
favorable à l’initiative. Ainsi, 82% des personnes se situant à l’extrême gauche et 57%
de celles se situant à la gauche modérée ont accepté l’initiative tandis que 84% de
celles qui se considéraient à droite l’ont rejetée. Les personnes se classant au centre
de l’échiquier politique ont rejeté l’objet à 80%. Au niveau des affiliations partisanes,
seuls les sympathisants écologistes ont approuvés de manière quasi unanime
l’initiative, tandis que seulement 58% de ceux socialistes ont suivi la recommandation
de vote de leur parti. Quant au bloc bourgeois, les sympathisants du PDC ont rejeté
l’objet à 82%, tandis que ceux de l’UDC et du PLR l’ont rejeté respectivement à 87% et
88%. Au niveau des valeurs, le positionnement par rapport à l’armée a joué le rôle le
plus déterminant. Les personnes souhaitant renforcer l’armée ont rejeté l’initiative
populaire à 83% tandis que celles qui souhaitaient la réduire ont voté à 57% en sa
faveur. Au niveau des caractéristiques sociétales et géographiques, le niveau de
formation formelle a joué le plus grand rôle. Ainsi, plus la formation était élevée plus la
probabilité d’adhérer à l’initiative était grande même si l’opposition à l’initiative a été
importante dans tous les groupes : à 77% chez les personnes ayant terminé un
apprentissage et à 54% chez les diplômés d’une haute école. Contrairement à
l’initiative du GSsA de 1989 sur la suppression de l’armée, le comportement de vote n’a
pas été lié de manière linéaire à l’âge. La tranche d’âge s’opposant le plus fortement à
l’exportation de matériel de guerre a été celle de 40-49 ans (42%). Au niveau des
motifs, les partisans de l’initiative ont mobilisé des raisons principalement éthiques et
de politique étrangère, tandis que chez les adversaires la peur de perdre des places de
travail a dominé très clairement. La crainte d’affaiblir l’armée suisse n’a été relevée que
par 12% des adversaires à l’initiative.

Votation du 29 novembre 2009

Participation : 53.4%
Oui : 837 156 (31,8%) / 0 canton 
Non : 1 798 132 (68,2%) / 20 6/2 cantons

Mots d’ordre : 
– Oui : PS, Verts, PdT, PCS ; GSsA, Caritas, DB, OSEO.
– Non : PLR, PDC, UDC, PBD, DS, UDF, PDL, Lega ; USAM, Economiesuisse, USP
– Liberté de vote : PEV et Verts libéraux 14

Der Bundesrat beschloss im Juni die Ratifikation des Übereinkommens über die
Streumunition. Dieses sieht vor, sämtliche Handlungen im Zusammenhang mit der
Verwendung, der Produktion oder des Handels mit Streumunition zu verbieten. Der
Entwurf wurde in der Herbstsession einstimmig vom Ständerat angenommen. Bei der
Beratung im Dezember folgte der Nationalrat nicht der Kommissionsmehrheit, welche
argumentiert hatte, dass mit der Ratifikation des Übereinkommens noch gewartet
werden sollte, sondern dem Minderheitsantrag Lang (gp, ZG) und beschloss Eintreten.
Somit ist das Geschäft per Ende des Berichtsjahres in der nationalrätlichen
Sicherheitskommission pendent. Die Ratifikation dieses internationalen
Übereinkommens würde eine Anpassung des Kriegsmaterialgesetzes bedingen, da auch
die Schweizer Armee über unter das Abkommen fallende Munition verfügt. Über den
militärischen Aspekt des Übereinkommens berichten wir hier. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2011
ANITA KÄPPELI
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Militäreinsätze

Le Conseil des Etats, comme premier Conseil, a approuvé ce projet par 31 voix contre
8, les oppositions émanant principalement de la gauche. La proposition de non entrée
en matière du socialiste vaudois Michel Béguelin n’a pas été suivie. Ce dernier a
condamné la prise en charge par l’Etat des frais de sécurité engendrés par une
manifestation privée. Le démocrate-chrétien Carlo Schmid (AI) a également critiqué les
coûts occasionnés par cette manifestation privée, ainsi que son caractère non
démocratique. Il n’a pas caché sa sympathie pour la proposition de son collègue
vaudois. Il n’a toutefois pas soutenu ce refus d’entrée en matière, estimant qu’il
s’agirait d’une capitulation face aux manifestants violents. Le Conseil national a
également suivi sa commission et le gouvernement en acceptant d’aider les autorités
grisonnes. Le député écologiste Josef Lang (ZG), au nom de son groupe parlementaire, a
proposé de ne pas entrer en matière. Il a invoqué le refus de tout engagement de
sécurité intérieure de l’armée, le niveau excessif des frais, de même que le caractère
anti-démocratique du forum, qualifié de réunion de riches et de puissants. Les
socialistes ont soutenu ce refus. Le projet a obtenu le soutien des groupes radical,
démocrate du centre et démocrate chrétien et a été accepté par 92 voix contre 68. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2003
ROMAIN CLIVAZ

Suite au message du 3 décembre 2004 sur l’arrêté fédéral relatif à la participation de la
Suisse à la Kosovo Force multinationale (KFOR), les commissions parlementaires
concernées ont examiné la proposition du Conseil fédéral de prolonger l’engagement
de la « Swiss Company » (SWISSCOY) dans les conditions et dans son ampleur actuelles,
jusqu’au 31 décembre 2008. La Commission de la politique de sécurité du Conseil des
Etats (CPS-CE) a approuvé en début d’année la prologation du mandat de la SWISSCOY.
La CPS-CN a fait de même (par 17 voix contre 5 et 2 abstentions), malgré l’opposition
d’une minorité menée par les députés Lang (pe, ZG) et Schlüer (udc, ZH), ce dernier
représentant la majorité du groupe UDC aux chambres. Cette minorité s’opposait à la
poursuite de la mission de la SWISSCOY. En tant que premier conseil, le Conseil des
Etats a adopté l’arrêté fédéral à l’unanimité. Lors de son examen au Conseil national, la
minorité de la commission a proposé de ne pas entrer en matière sur l’arrêté en
question. Les députés ont cependant repoussé cette proposition de minorité par 107
voix contre 48. En vote final, la prolongation du mandat demandée par le
gouvernement a été adoptée par 105 voix contre 49 et 8 abstentions. Si la majorité des
socialistes, les radicaux et les démocrates-chrétiens ont soutenu celle-ci, les Verts et
une partie de l’UDC se sont finalement prononcés à son encontre. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2005
ELIE BURGOS

Le Groupe radical-libéral a déposé au Conseil national une motion proposant
d’octroyer au Conseil fédéral une plus grande et plus claire marge de manœuvre pour
l’engagement de l’armée dans des missions de promotion de la paix à l’étranger. Les
auteurs de la motion ont notamment demandé que deux propositions concrètes soient
examinées : d’une part la délégation de compétences au Conseil fédéral pour accroître
l’intensité ou prolonger la durée d’un engagement dont le principe a été accepté par le
parlement, et, d’autre part, la fixation à trois mois de la durée d’engagement
nécessitant l’approbation du parlement. Le gouvernement a proposé d’accepter cette
motion. Au plénum, la discussion sur cet objet a été renvoyée, car il a été combattu par
deux députés UDC (Ulrich Schlüer, ZH, et Theophil Pfister, SG) et par l’écologiste Josef
Lang (ZG). 18

MOTION
DATUM: 17.06.2005
ELIE BURGOS

À la suite de la publication d’un article de la « Basler Zeitung », relatif au déroulement
de préparatifs concrets en vue de l’envoi de soldats suisses en Afghanistan, le
conseiller national zougois Josef Lang (pe) a déposé une motion demandant au Conseil
fédéral de renoncer à son intention d’envoyer des troupes suisses en Afghanistan, à
tout le moins tant que les commissions compétentes et le parlement ne se seront pas
saisis du dossier et qu’ils n’auront pas pris de décision en la matière. Le Conseil
fédéral, dans une réponse rendue au début 2006, a démenti les informations parues
dans la presse et a indiqué que jusqu’à présent, seule la possibilité d’un renforcement
de la participation de la Suisse à l’International Security and Assistance Force (ISAF)
mandatée par l’ONU en Afghanistan a été examinée, et ce uniquement au sein de
l’administration. Il a ajouté que dans le cas où il jugerait opportun d’étendre cet
engagement, il en informerait, en temps opportun, les commissions des deux
chambres, ainsi que le parlement. 19

MOTION
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS
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Au Conseil national, les débats ont été très partagés et plusieurs minorités se sont
formées. Une minorité verte emmenée par Josef Lang (pe, ZG) a proposé de n’entrer en
matière sur aucun des trois projets, estimant que ceux-ci contribuaient à renforcer la
militarisation de la sécurité intérieure et, d’autre part, que les militaires n’ont pas les
compétences acquises par les policiers et les douaniers en matière de sécurité civile.
Deux autres minorités formées par la gauche et les Verts ont demandé le renvoi des
projets 1 (AMBA CENTRO) et 3 (TIGER/FOX), respectivement. La minorité Günter (ps, BE)
a ainsi demandé le renvoi du premier projet au Conseil fédéral en le chargeant de
confier aux cantons et aux villes concernés un mandat de prestation prévoyant
d’augmenter les effectifs de leurs corps de police dans le cadre de la surveillance des
ambassades. Elle estimait également que l’assistance de l’armée dans le cadre de cette
protection ne devait être accordée que dans des cas exceptionnels. Une minorité
emmenée par Hans Widmer (ps, LU) demandait quant à elle le renvoi du troisième
projet au Conseil fédéral, chargeant ce dernier de confier aux cantons un mandat de
prestation en matière de sécurité dans le trafic aérien, avec obligation d’augmenter
leurs effectifs de police. Suivant l’avis de la majorité de la commission, les partis
bourgeois se sont prononcés en faveur de l’entrée en matière sur les trois projets,
soulignant l’importance de ces trois arrêtés fédéraux et rejetant l’argument de
militarisation de la société avancé par les opposants. Le plénum a finalement voté
l’entrée en matière par 131 voix contre 30, puis rejeté les deux propositions de renvoi
par 105 voix contre 62 et 108 voix contre 63, respectivement. Lors de la discussion par
article, une minorité Boris Banga (ps, SO) a proposé d’augmenter les effectifs du Corps
des gardes-frontière de 200 fonctionnaires, en reprenant les postes de la sécurité
militaire, afin de s’assurer que seuls des spécialistes seraient formés aux fonctions de
garde-frontière. Les députés ont toutefois rejeté cette proposition par 96 voix contre
57, suivant l’avis du conseiller fédéral Samuel Schmid, qui estimait qu’une telle décision
ne pouvait être prise dans le cadre de ce projet. Au vote sur l’ensemble, le Conseil
national a adopté les trois projets, dans des proportions deux tiers/un tiers, Verts et
socialistes s’opposant en bloc à chaque projet. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2007
ELIE BURGOS

Au cours de l’année sous revue, les chambres ont examiné l’arrêté fédéral concernant la
prolongation de la participation de la Suisse à la Kosovo Force multinationale (KFOR).
Au Conseil national, UDC et Verts ont proposé, pour des raisons différentes toutefois,
de ne pas entrer en matière sur ce projet. Une minorité emmenée par Josef Lang (pe,
ZG) a proposé de suspendre la décision sur cet arrêté, jusqu'à ce que la nouvelle
situation en matière de droit international public soit clarifiée et, dans le cas d'une
indépendance du Kosovo, jusqu'à ce qu'un nouveau mandat soit adopté par l'ONU. Une
minorité emmenée par Roland Borer (udc, SO) – finalement devenue une proposition
subsidiaire, pour le cas où la proposition de la minorité I serait repoussée – a proposé
de suspendre l'engagement de la Swisscoy jusqu'à ce qu'une analyse juridique ait été
effectuée, portant sur la déclaration unilatérale d'indépendance du Kosovo et ses
conséquences sur la compatibilité entre l'engagement de la Swisscoy et le principe de
neutralité. Le conseiller fédéral Samuel Schmid et les orateurs des groupes radical-
libéral, PDC et socialiste ont indiqué de leur côté que, vu le grand nombre de Kosovars
et de Serbes vivant en Suisse, l’intérêt était grand à ce que la situation dans les Balkans
se stabilise. Les députés ont finalement décidé d’entrer en matière sur le projet par 98
voix contre 75, rejetant ensuite les propositions de minorité Lang et Borer par 104 voix
contre 80 et 111 voix contre 72, respectivement. Lors de la discussion par article, une
minorité Borer (udc, SO) a proposé que l’engagement de l’armée pour le soutien de la
KFOR prenne définitivement fin au 31 décembre 2009. Les députés se sont toutefois
ralliés à l’avis de la majorité de la commission et du Conseil fédéral et ont rejeté cette
proposition par 103 voix contre 75. Par 94 voix contre 74, ils ont également rejeté la
proposition, soutenue par l’UDC, visant à biffer la possibilité de renforcer, par 50
personnes au maximum et pour une durée de deux mois, le contingent actuel de
220 personnes, afin d’assurer la sécurité et la gestion de l’infrastructure nécessaires à
la mission. Au vote sur l’ensemble, l’arrêté fédéral a été adopté par 95 voix contre 78,
malgré l’opposition des Verts et de l’UDC. 21

ANDERES
DATUM: 05.03.2008
ELIE BURGOS
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Au mois de mars, le Conseil fédéral a présenté son message concernant l’arrêté fédéral
sur l’engagement de l’armée en service d’appui au profit du canton des Grisons dans le
cadre des mesures de sécurité lors des rencontres annuelles du World Economic
Forum (WEF) de 2010 à 2012 à Davos. Le gouvernement a estimé que les menaces
étaient similaires que lors de la période de 2007 à 2009. Il a ainsi proposé, suite à la
demande que lui avait faite le canton des Grisons au mois de juin de l’année sous revue,
l’engagement annuel de 5'000 militaires au maximum en service d’appui pour aider le
canton des Grisons dans la mise en place de mesures de sécurité dans le cadre de ces
rencontres annuelles. L’armée n’accomplirait pas de tâches de service d’ordre et, par
rapport aux dépenses pour des manœuvres ordinaires, cet engagement occasionnerait
des coûts supplémentaires d’environ 1,5 million de francs par an. Le gouvernement a en
outre prévu de participer aux frais de sécurité. Au Conseil national, une proposition de
non entrée en matière a été faite par la députée Fässler-Osterwalder (ps, SG) en raison
du caractère privé des rencontres annuelles organisées par le WEF. Cette proposition a
été rejetée par 117 voix contre 56. Lors de la discussion par article, une minorité Lang
(pe, ZG) a proposé de prendre une décision concernant la sécurité pour la rencontre de
2010 et de ne pas traiter des années suivantes. Cette dernière a été rejetée par 114 voix
contre 50. Au vote sur l’ensemble, le projet du Conseil fédéral a été approuvé par 114
voix contre 55, seuls les groupes socialiste et écologiste ont rejeté le projet. Au Conseil
des Etats, le projet n’a pas rencontré d’opposition et a été adopté à l’unanimité. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Militärorganisation

La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) s’est prononcée,
par 14 voix contre 8, contre une initiative parlementaire Lang (pe, ZG) qui demandait
que la justice militaire soit supprimée. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté un postulat du Groupe des Verts, qui demandait au Conseil
fédéral de veiller à ce que l’armée renonce à toute aide à la diffusion du « Guide des
recrues ». Cette publication, éditée à titre privé, a notamment suscité l’intervention de
la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey, pour son caractère misogyne. Le Conseil
fédéral, qui avait décidé d’un droit de regard sur le contenu de la brochure fin 2004 et
avait chargé le DDPS d’apporter des corrections d’ordre rédactionnel en cas de
contenu incorrect, sexiste ou discriminatoire, a été interpellé à nouveau par le
conseiller national Lang (pe, ZG) (question 05.5096) suite à la parution d’un nouveau
numéro en 2005, qui témoignait de peu de changements par rapport aux précédents. 24

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil fédéral a présenté, au mois de mai, son message sur l’immobilier du DDPS
2006. En tant que premier conseil, le Conseil des Etats s’est prononcé à l’unanimité en
faveur du projet du gouvernement. Les débats ont cependant été plus disputés lors de
son passage au Conseil national. Les députés ont accepté l’entrée en matière sur
l’arrêté par 134 voix contre 20, malgré une proposition de non-entrée en matière de la
minorité Lang (pe, ZG)/Hollenstein (pe, SG), qui remettait en cause la pertinence de
l’ensemble du crédit affecté à l’immobilier militaire 2006, en raison des incertitudes
existant quant à l’avenir de l’armée. Cette entrée en matière acquise, une nouvelle
proposition de minorité des députés susmentionnés a demandé que le crédit de CHF
33 millions , qui devait être octroyé à la place d’armes de Bure (JU), soit biffé. Cette
proposition a toutefois été écartée par 113 voix contre 39 (dont une majorité de
socialistes et les Verts). En vote final, l’arrêté fédéral a été adopté par 121 voix contre 31
(Verts et une minorité de socialistes). 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil national a décidé, par 99 voix contre 54 et sur avis de sa commission de la
politique de sécurité, de ne pas donner suite à une initiative parlementaire Lang (pe,
ZG), qui demandait que la justice militaire soit supprimée et que ses tâches soient
transférées à la justice civile. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2006
ELIE BURGOS
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Au Conseil national, les deux projets ont fait l’objet de propositions de renvoi au
Conseil fédéral, dont une déposée par la minorité de la Commission de la politique de
sécurité emmenée par Ulrich Schlüer (udc, ZH). Le conseiller national UDC Pirmin
Schwander (SZ) a de son côté plaidé pour une non-entrée en matière sur le second
projet. Ulrich Schlüer a motivé sa position en expliquant qu’il était prématuré
d’envisager une nouvelle réforme au stade actuel de la refonte prévue par Armée XXI.
Tout en rappelant la nécessité de garantir le mandat constitutionnel et l’importance de
ne pas réduire la capacité défensive de l’armée, le zurichois a exigé que les domaines et
les moyens d’intervention de l’armée sur le plan de la sécurité intérieure soient
clairement définis par le Conseil fédéral, et que la Suisse ne soit ainsi pas contrainte de
rejoindre une alliance militaire. Cette argumentation n’a toutefois pas été suivie par les
radicaux, ni par le PDC. Le conseiller fédéral Samuel Schmid a, pour sa part, souligné
que l’étape de développement 2008/2011 était « modérée et supportable », et en a
profité pour mettre en garde les députés contre un éventuel retard, qui risquerait de
compromettre le passage progressif à cette étape. Les députés ont finalement décidé
d’entrer en matière sans opposition sur le premier projet, et par 153 voix contre 11 pour
le second, rejetant l’ensemble des propositions de renvoi.

Dans le cas du premier projet (Loi fédérale instituant des mesures destinées à
améliorer les finances fédérales), les députés ont été saisis de deux propositions de
minorité. La première, présentée par le socialiste Hans Widmer (LU), portait sur un
abaissement du plafond des dépenses pour l’armée à 10 milliards de francs. La
seconde, formulée par l’écologiste Josef Lang (ZG) et soutenue par les socialistes,
préconisait la suppression d’un tel « plancher », qui privilégie l’armée en lui assurant
un certain niveau minimal de dépenses. Ces deux propositions ont cependant été
rejetées au plénum, par 109 voix contre 60, et par 109 voix contre 61, respectivement.
Au vote sur l’ensemble, le projet du Conseil fédéral a été adopté par 109 voix contre
64.

S’agissant du second projet (Ordonnance de l'Assemblée fédérale sur l'organisation de
l'armée), le député Hans Widmer (ps, LU) a déposé une proposition de minorité qui
visait à réduire de moitié le nombre de réservistes (ramené ainsi à 40'000). Le bernois
Paul Günter (ps) a demandé, quant à lui, une réduction des effectifs de l’armée de
140'000 à 100'000 hommes, les socialistes souhaitant par là marquer leur opposition à
la multiplication des interventions de l’armée sur le plan de la sécurité intérieure. Le
plénum a toutefois rejeté ces deux propositions, respectivement par 112 voix contre 63,
et par 108 voix contre 61. Au vote sur l’ensemble, l’ordonnance en question a
finalement été rejetée par 101 voix contre 73, socialistes et démocrates du centre la
combattant. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2006
ELIE BURGOS

Le Conseil fédéral a présenté, au mois de mai, son message sur l’immobilier du DDPS
2007. Il a proposé l'ouverture de crédits d'engagement pour un montant total de 283,6
millions de francs. Le projet du gouvernement comprenait plusieurs projets, dont le
Centre d'instruction au combat pour la Suisse orientale à Fläsch (GR) et à Mels (SG), le
Laboratoire de haute sécurité à Spiez (BE), et l'assainissement de la caserne de
Drognens (FR). Au Conseil national, l’entrée en matière a été acquise sans difficulté,
malgré une proposition de non-entrée en matière du député écologiste Josef Lang
(ZG). Alors que la majorité du plénum a adhéré au projet du Conseil fédéral, les députés
Lang et Recordon (pe, VD) ont déposé pas moins de six propositions de minorité. Seule
proposition de minorité soutenue par le groupe socialiste (mais rejetée par 17 voix
contre 2 en commission), le renoncement à des mesures de construction sur différents
sites liées à l’IFASS (système intégré d’exploration et d’émission radio d’origine
israélienne, qui avait été contesté par ces mêmes acteurs lors des débats relatifs au
programme d’armement 2005), a été écarté par 112 voix contre 61. En vote final, le
projet du gouvernement a été adopté par 117 voix contre 39 (écologistes et une majorité
du groupe socialiste). Au Conseil des Etats, ce dernier a été adopté à l’unanimité.. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2006
ELIE BURGOS

Le projet, truffé de sujets hautement sensibles, a été en grande partie traité par les
chambres au cours de l’année sous revue. Au Conseil national, le deux projets ont tout
d’abord fait l’objet de deux propositions: l’une de non-entrée en matière, déposée par
Theophil Pfister (udc, SG), et l’autre de renvoi au Conseil fédéral (assortie du mandat de
renforcer le système de milice et de rendre l’instruction et l’engagement à l’étranger de
la troupe plus restrictifs), déposée par Peter Föhn (udc, SZ). Ces deux propositions
reprenaient les positions de l’UDC dans le domaine de la sécurité refusant, d’une part,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2008
ELIE BURGOS
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l’engagement de l’armée suisse à l’étranger et, d’autre part, de s’écarter du principe de
l’armée de milice. Ces propositions ont toutefois été rejetées par le plénum,
respectivement par 116 voix contre 28 et par 125 voix contre 35. L’entrée en matière
acquise, les débats ont porté sur la LAAM et plus particulièrement sur les services
d’instruction effectués à l’étranger. Une majorité de la commission, constituée de
représentants du groupe UDC et des Verts, a tout d’abord proposé d’abandonner le
projet de réforme qui visait à donner au Conseil fédéral les compétences légales pour
organiser tout ou partie des services à l’étranger si l’objectif de la formation ne peut
être atteint en Suisse. Une minorité emmenée par Hans Widmer (ps, LU) souhaitait, de
son côté, restreindre ces services aux engagements relevant du service de promotion
de la paix ou aux missions de police aérienne. Une seconde proposition de minorité
Engelberger (prd, NW) proposait quant à elle de suivre le projet du Conseil fédéral.
Cette dernière proposition a finalement été adoptée par le plénum, par 107 voix contre
37. Par ailleurs, une minorité de la commission emmenée par Josef Lang (pe, ZG) et
Christian Miesch (udc, BL) s’est opposée à ce que le personnel militaire ait une
quelconque obligation d’effectuer des services d’instruction et des engagements à
l’étranger dans le cadre de la promotion de la paix et du service d’appui. Malgré la
défense apportée par le conseiller fédéral Samuel Schmid à la position du
gouvernement et le soutien des groupes démocrate-chrétien et radical-libéral, cette
proposition de minorité a été approuvée par 68 voix contre 60, de même que celle qui
visait à ce que les engagements à l’étranger prévus pour plus de 3 semaines soient
soumis à l’approbation préalable de l’Assemblée fédérale (79 voix contre 74), rejetant au
passage les solutions proposées par la majorité de la commission (engagement de plus
de 3 mois) et par le Conseil fédéral (engagement de plus de 6 mois). Concernant la
question des services d’appui en faveur des autorités civiles, le plénum a adopté, par 75
voix contre 66, une proposition de minorité Voruz (ps, VD) qui visait à exclure les
services d’appui prévisibles et de longue durée. Suivant l’avis de sa commission par 84
voix contre 77, le plénum a également retiré au gouvernement la compétence
d’astreindre les spécialistes civils du DDPS à effectuer des services d’appui à l’étranger.
Au vote sur l’ensemble, le projet a été adopté par 115 voix contre 69. 29

La question très controversée de l’éventuelle utilisation de drones à des fins de
surveillance policière a dominé les débats sur le second projet (LSIA). Par 133 voix
contre 54, les députés ont notamment rejeté une proposition de minorité Lang (pe, ZG)
visant à renoncer à tout engagement de ce type d’équipement de surveillance à des fins
civiles. Au vote sur l’ensemble, ce second projet a été adopté à l’unanimité. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2008
ELIE BURGOS

Ausrüstung und Beschaffung

Le Conseil fédéral a présenté à la mi-avril son message relatif au programme
d’armement 2004 modifié. La nouvelle mouture ne contenait que les éléments non
contestés, pour un montant total de CHF 409 millions. Sur proposition de sa CPS, le
Conseil national s’est prononcé en faveur de celle-ci par 109 voix contre 44, malgré la
tentative de la gauche de couper encore dans ces achats, évoquant les difficultés
financières de la Confédération. Les Verts, par la voix du député écologiste zougois
Josef Lang, ont quant à eux demandé d’adopter un moratoire sur les achats d’armes,
plaidant pour la promotion civile de la paix. Le Conseil des Etats a également donné
son aval au programme d’armement 2004 révisé, par 33 voix contre 2. Ce dernier ne
comprend finalement plus que l’intégration du système Data Link dans le système
FLORAKO de surveillance aérienne, deux plate-formes de simulation de tir au laser,
105'000 casques de protection balistique et 49 containers de ravitaillement en
carburant. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.07.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil national n’a pas tout à fait suivi la position de la chambre haute. En effet,
malgré le fait que celui-ci ait accepté, par 100 voix contre 81, de débloquer les CHF 310
millions nécessaires à l’achat des 20 hélicoptères de type Eurocopter, il a toutefois
décidé que le crédit en question devait également servir à l’acquisition ou à la
modification du simulateur pour hélicoptères Super Puma, prévue initialement au
programme d’armement 2006. Le Conseil des Etats, qui avait accepté ledit crédit sans y
intégrer le simulateur pour Super Puma, devait donc se prononcer à nouveau. Les
conseillers nationaux ont refusé plusieurs propositions, dont celle du démocrate du
centre Theophil Pfister (SG), qui réclamait une enquête du Contrôle fédéral des
finances pour confirmer que la procédure suivie dans le choix des Eurocopter

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2005
ELIE BURGOS
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allemands (au lieu de ceux de la société Augusta) avait été pertinente, notamment en
matière de prix (93 voix contre 86). Celle du zougois Josef Lang (pe), qui demandait de
renoncer purement et simplement à l’acquisition d’hélicoptères militaires, a subi le
même sort (106 voix contre 62). Suivant l’avis du Conseil des Etats, les députés de la
chambre du peuple ont en outre accepté l’achat de matériel israélien. En toute fin
d’année, le Conseil des Etats a éliminé la dernière divergence de la liste d’achat du
programme d’armement 2005, en adoptant le principe que l’enveloppe de CHF 310
millions prévue pour l’achat des hélicoptères devait également servir à acquérir un
simulateur pour le Super Puma. 32

Dans sa réponse à une question du conseiller national Josef Lang (pe, ZG) relative à
l’exportation de chars Piranha par la société Mowag à destination de la Roumanie, et
l’utilisation prévue de ceux-ci par ce dernier pays en Irak et en Afghanistan, le Conseil
fédéral a précisé que l'engagement des troupes roumaines et de leur matériel de guerre
n'intervenait pas dans le cadre d'une guerre contre l'Irak ou l'Afghanistan, mais suite à
des résolutions adoptées par le Conseil de sécurité de l'ONU. Il a ajouté que l’utilisation
de ces chars en Irak et en Afghanistan n’entrait pas dans le cadre de conflits entre
Etats, mais d’opérations visant au rétablissement et au maintien de l'ordre social et
étatique. Le gouvernement à donc estimé que ces exportations ne posaient pas
problème. 33

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 17.10.2007
ELIE BURGOS

Au mois de mars, le Conseil national a rejeté par 99 voix contre 82 une initiative
parlementaire Galladé (ps, ZH) qui allait dans le même sens que l'initiative populaire
relative aux armes d’ordonnances (voir ici). Les membres de la courte majorité ont
estimé ne pas vouloir remettre en cause le geste de confiance vers les soldats de milice.
Il leur semblait plus adéquat de mettre en place un examen renforcé des recrues en
amont et de faciliter le dépôt de l’arme dans un arsenal. Parallèlement, une motion
Lang (pe, ZG) (Mo. 07.3826) demandant la mise en place d'un registre national des
armes a été acceptée par le Conseil national par 92 voix contre 90. Elle a été soutenue
par les socialistes et les écologistes ainsi que par une majorité du PDC. La motion a
toutefois été rejetée par le Conseil des Etats. Ce dernier a estimé que les registres
cantonaux qui étaient exigés par l’entrée dans l’espace Schengen suffisaient. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Zivildienst und Dienstverweigerung

Le Conseil fédéral a transmis aux Chambres sa proposition pour la révision de la loi sur
le service civil, dont la modification majeure concerne une notable réduction de sa
durée: de 1.5 fois la période du service militaire, l’engagement civil passera à 1.3 fois,
soit 390 jours d’affilée au lieu de 450. Le projet du gouvernement, ratifié en fin d’année
par la commission de sécurité du Conseil national, conserve avant tout à ce service la
notion de «remplacement», en réaction à l’initiative parlementaire déposée par Ursula
Wyss (ps, BE) (Iv.pa. 01.406) demandant la prise en considération égale de l’engagement
militaire et civil, dès lors équivalents dans leur durée (300 jours) et soumis au libre
choix de l’appelé. Cette initiative a été refusée par la Chambre du peuple par 93 voix
contre 52. Dans son texte, le gouvernement maintient ainsi l’existence des commissions
indépendantes chargées de déterminer la sincérité des motivations, pour des causes
éthiques, politiques ou religieuses. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2001
FRANÇOIS BARRAS

Les chambres ont traité de la révision de la loi sur le service civil (LSC ; projet 1) et de la
loi sur la taxe d’exemption de l’obligation de servir (LTEO ; projet 2). En tant que
premier conseil, le Conseil national a mené un long débat sur ces deux objets. Dans le
cadre de l’examen du projet 1, une minorité emmenée par Thomas Hurter (udc, SH) a
proposé de ne pas entrer en matière, s’opposant à toutes les propositions faites par le
Conseil fédéral au nom de l’injustice que la révision créerait dans les faits par rapport
aux personnes accomplissant leur service militaire. Au vote, seule une partie de l’UDC a
soutenu cette proposition, finalement rejetée par 121 voix contre 44. L’entrée en
matière acquise, les députés ont adopté par 131 voix contre 32, contre l’avis des Verts
et d’une partie des socialistes, un amendement Bortoluzzi (udc, ZH) visant à permettre
aux civilistes d’effectuer leur service dans l’agriculture ou la sylviculture (art. 4).
Concernant la durée du service, fixée à 1,5 fois celle du service militaire dans le projet,
seuls le PDC et le PRD ont soutenu cette proposition, alors que Verts et socialistes ont
tenté de réduire ce facteur à 1,2 et que l’UDC a tenté de l’augmenter à hauteur de 1,8
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(Pirmin Schwander (udc, SZ) proposant même, dans un amendement séparé, de doubler
cette durée). Ne manquant pas de rappeler aux différents groupes les résultats de la
consultation, la conseillère fédérale en charge du dossier, Doris Leuthard, a soutenu la
solution médiane du facteur 1,5, la mieux à même, selon elle, de concilier les
désavantages au niveau de l’emploi (tant au niveau de l’employeur que de l’astreint) et
la nécessité de ne pas péjorer les effectifs de l’armée. Les députés l’ont suivie et ont
finalement rejeté toutes les propositions de minorité (respectivement par 102 voix
contre 58 et par 113 voix contre 48). Le plénum a également adopté, par 100 voix contre
58, un amendement de la commission qui prévoyait que l’Assemblée fédérale pourrait,
par voie d'ordonnance, augmenter d'au maximum 0,3 point le facteur de durée du
service civil, si les besoins en personnel de l'armée ne peuvent être couverts pendant
trois années consécutives du fait de l'augmentation parallèle du nombre de personnes
admises au service civil (art. 8a). Au vote sur l’ensemble du projet 1, le Conseil national a
adopté celui-ci, modifié, par 152 voix contre 5. Quant au projet 2, les députés ont
rejeté, par 140 voix contre 18, une proposition minoritaire de non-entrée en matière
Lang (pe, ZG). Le débat, qui a porté sur le montant minimal de la taxe d’exemption, a vu
s’affronter trois positions: celle du Conseil fédéral et de la majorité de la commission,
qui proposait de porter ce minimum à 400 francs au lieu des 200 actuels, celle de la
minorité emmenée par Thomas Hurter (udc, SH), qui demandait que ce montant soit
porté à 1000 francs, et celle de la minorité emmenée par Josef Lang (pe, ZG) qui
plaidait pour le statu quo. Le plénum a finalement rejeté les deux propositions de
minorité et suivi la majorité de la commission. 36

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Die Finanzplatzkrise beschäftigte das Parlament nicht nur im politischen Tagesgeschäft,
sondern auch in seiner Funktion als Oberaufsichtsbehörde. Zwischen März 2009 und
Mai 2010 untersuchten die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte (GPK) die
Zweckmässigkeit und Wirksamkeit des Rettungspakets zugunsten der UBS sowie die
Massnahmen, die getroffen worden waren, um dem zunehmenden Druck der US-
Behörden zu begegnen. Parallel zur laufenden GPK-Untersuchung versuchte eine
Koalition aus SVP und dem linksgrünen Lager unter dem Eindruck des
Bundesverwaltungsgerichtsurteils zur Schutzverfügung der Finma vergeblich, eine
Parlamentarische Untersuchungskommission PUK einzusetzen. Nachdem das Büro des
Ständerats im März eine vom Büro des Nationalrats lancierte und vom Rat gegen die
geschlossen stimmenden FDP- und BDP-Fraktionen akzeptierte parlamentarische
Initiative zur Einsetzung einer PUK blockiert und den Entscheid bis zum Erscheinen des
GPK-Berichts Ende Mai auf die Sommersession vertagt hatte, versuchten die PUK-
Befürworter vergeblich mit einer im März lancierten und vom Rat in gleicher
Konstellation akzeptierten Motion Wyss (sp, BE) den Entscheid des Ständerats in der
Frühlingssession zu erwirken. Dieser legte fest, auch dieses Geschäft erst in der
Sommersession zu behandeln. In der Sommersession stimmte das Büro des Ständerats
der Initiative dann nicht zu, wohingegen der Nationalrat ihr mit den Stimmen der mit
dem GPK-Bericht unzufriedenen SP, GP, SVP und eines Teils der CVP Folge gab. In der
gleichen Lesung folgte der Ständerat schliesslich der Empfehlung seines Büros, stimmte
der Initiative nicht zu und lehnte auch die Motion ab. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Landwirtschaft
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Agrarpolitik

Le Conseil national a également adopté d’extrême justesse (95 voix contre 94) une
motion Lang (pe, ZG), qui demandait que la Suisse s'engage pour que l'on atteigne la
souveraineté alimentaire, objectif énoncé par des mouvements sociaux et paysans et
défini comme étant le droit des populations et des Etats de définir démocratiquement
leurs propres politiques agricoles et alimentaires. 38

MOTION
DATUM: 03.12.2009
ELIE BURGOS

Le Conseil national a donné suite par 90 voix contre 83 à une initiative parlementaire
Joder (udc, BE) chargeant l’Assemblée fédérale d’édicter un arrêté de principe et de
planification portant sur les négociations avec l’UE et l’OMC sur le libre-échange
agricole. Il est censé prendre en compte les motions von Siebenthal (udc, BE) « Garantir
l’approvisionnement de la population par la politique agricole 2015 » (Mo. 08.3194) et
Lang (pe, ZG) « Souveraineté alimentaire et denrées alimentaires de base » (Mo.
08.3260), ainsi que l’initiative parlementaire Bourgeois (plr, FR) « Souveraineté
alimentaire » (Pa. Iv. 08.457) et le postulat Thorens Goumaz (pe, VD) « Exclure les
produits agricoles et alimentaires des accords de libre-échange » (Po. 08.3263).
L’initiative vise à ce que le parlement débatte de la question alors que le gouvernement
discute d’un accord de libre-échange agricole. Les groupes UDC et écologiste, ainsi que
quelques membres du groupe PDC l’ont soutenu. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

In seiner Antwort auf die Fragen Keller (svp, ZH) und Wyss (sp, BE) (Frage 05.5185)
erklärte der Bundesrat, die Ergebnisse der Vernehmlassung zur Änderung des
Mineralölsteuergesetzes lägen vor. Der Bundesrat wolle sie noch im Herbst
veröffentlichen. Die Pläne zur Förderung von umweltschonenden Treibstoffen waren
mehrheitlich auf ein positives Echo gestossen. 40

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Die hohen Roamingkosten für Kunden schweizerischer Mobilnetzanbieter
beschäftigten im Berichtsjahr verschiedene Akteure. Auf Druck von
Konsumentenorganisationen räumte Swisscom ihren Kunden ab Februar die
Möglichkeit ein, eine persönliche Kreditlimite festzulegen für Ferngespräche aus dem
Ausland, die über das Mobiltelefon getätigt werden. Im Juni kündigten Swisscom und
Sunrise an, Warnungen und Kostenlimiten fürs Datenroaming einführen zu wollen. Im
Herbst gab Swisscom bekannt, die Roamingtarife schrittweise auf 65 Rappen pro
Gespräch zu senken. Eine im Mai des Berichtsjahrs im Nationalrat eingereichte Motion
Fuchs (svp, BE) verlangte „Faire Handy- und SMS-Gebühren auch für Schweizerinnen
und Schweizer“. Darin wird der Bundesrat aufgefordert, die Höchsttarife für das
Roaming an den EU-Standard anzupassen, der bis zu viermal tiefer angesetzt ist als die
Schweizer Preise. Der Vorstoss wurde nach Fuchs‘ verpasster Wiederwahl im Oktober
von Nathalie Rickli (svp, ZH) übernommen. In der ersten Session der 49. Legislatur nahm
der Rat gegen den Willen des Bundesrats mit 181 zu 5 Stimmen eine praktisch
gleichzeitig eingereichte, inhaltlich deckungsgleiche Motion Wyss (sp, BE) an. 41

MOTION
DATUM: 20.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Zwei im Jahr 2011 eingereichte Motionen zu den als zu hoch empfundenen
Mobiltelefonie-Gebühren für Dienstleistungen von inländischen Anbietern im Ausland
wurden im Berichtjahr von den Räten behandelt. Die fast gleichlautenden Motionen
Wyss (sp, BE) und Fuchs (svp, BE) verlangen vom Bundesrat die Festlegung einer
Preisobergrenze für die Mobiltelefonie-Gebühren, welche über Schweizer Anbieter im
Ausland anfallen. Die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) des
Ständerates hat mit Blick auf den Handlungsbedarf und auf die technische Entwicklung
ein Postulat (13.3009) eingereicht, welches den Bundesrat einlädt, bis Ende 2014 einen
Bericht über die Entwicklung der Roaming-Gebühren zu verfassen. Dabei sollen

MOTION
DATUM: 17.09.2013
NIKLAUS BIERI
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folgende Punkte betrachtet werden: Preise beim Mobilfunkverkehr mit EU-Ländern und
mit Nicht-EU-Ländern, die technologische Entwicklung, neue Gebührenmodelle sowie
den Regelungsbedarf und die Regelungsmöglichkeiten des Bundes. Die Kommission
empfahl, die Motionen Wyss und Fuchs zu sistieren und stattdessen das Postulat zu
überweisen. Die Motion Wyss „Schluss mit überrissenen Handy-Gebühren im Ausland“
wurde am 19. März des Berichtjahrs vom Ständerat mit 22 zu 14 Stimmen bis Ende 2014
sistiert. Das Postulat der KVF-SR wurde am selben Tag überwiesen. Ebenfalls im März
nahm der Nationalrat die Motion Fuchs (svp, BE) an: Bundesrätin Leuthard betonte in
der Debatte die Freiheit des Marktes und den Umstand, dass technische Lösungen von
den Anbietern gesucht und eingeführt würden, und beantragte deshalb die Ablehnung
der Motion. Natalie Rickli (svp, ZH), welche die Motion nach Ausscheiden von Fuchs aus
dem Parlament übernommen hatte, forderte hingegen, dass mit der Annahme der
Motion der Druck auf die Telekomanbieter aufrechtzuerhalten sei, bis sich die Situation
für die Schweizer Kunden tatsächlich gebessert habe. Der Nationalrat nahm die Motion
mit 162 zu 12 Stimmen an, wobei die ablehnenden Stimmen grösstenteils der FDP-
Fraktion angehörten. Der Ständerat verhandelte die Motion im Juni des Berichtjahrs
und sistierte sie ebenfalls. Es wurde argumentiert, dass eine Preisregulierung durch die
Schweiz im internationalen Markt nicht akzeptabel sei und dass technische Lösungen
auf dem Weg zur Realisation seien. Gemäss dem Postulat der KVF des Ständerates
werde der Bundesrat die Situation aufzeigen und durch die Sistierung könne die
Forderung später wieder aufgenommen werden, falls dies notwendig sei. Es wurde
darauf hingewiesen, dass die inhaltlich ähnliche Motion Wyss bereits aus diesen
Gründen sistiert worden sei. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation im September
des Berichtjahrs und sistierte die Motion gemäss dem einstimmigen Antrag seiner KVF-
NR [26]. 42

Ein Postulat der KVF-SR bezüglich der Mobiltelefonie-Gebühren und insbesondere
auch der Roaming-Gebühren hatte Anliegen zweier Motionen aufgenommen (Motionen
Wyss (sp, BE; Mo. 11.3524) und Fuchs (svp, BE; Mo. 11.3472), welche sistiert worden
waren. Das Postulat wurde im März 2013 angenommen, im November 2014 legte der
Bundesrat den «Fernmeldebericht 2014 zur Entwicklung im schweizerischen
Fernmeldemarkt und zu den damit verbundenen gesetzgeberischen
Herausforderungen» in Erfüllung des Postulats vor. Bezüglich Roaming stellte der
Bundesrat darin fest, dass gegenwärtig «vieles im Fluss» sei und sich eine
Preisregulierung nicht aufdränge. Im Juni 2015 schrieb der Ständerat das Postulat auf
Antrag des Bundesrates ab. 43

POSTULAT
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Naturgefahren

Nach dem Nationalrat im Vorjahr stimmte auch der Ständerat einer Motion Wyss (sp,
BE) zu, welche den Bundesrat auffordert, ein meteorologisches Zwei-Stufen-
Warnsystem zu etablieren, das eine präzise Unwetterwarnung der Bevölkerung,
insbesondere bei Hochwassern und Stürmen, gewährleistet. Gemäss dem Bericht der
UREK-SR verfüge MeteoSchweiz bereits über ein zweistufiges Warnsystem und warne
die Behörden der Kantone und des Bundes vor Unwettern; die kantonalen
Einsatzorgane des Bevölkerungsschutzes ergriffen die erforderlichen Massnahmen. Die
Information der Bevölkerung sei ebenfalls Sache der Kantone, erfolge aber
normalerweise über MeteoSchweiz. Handlungsbedarf bestehe bei der Schnittstelle
zwischen MeteoSchweiz und den privaten Wetterstationen. Diese seien zwar
interessiert, gefährliche und medienträchtige Wetterereignisse vorherzusagen, für die
Bevölkerung sei es aber oft schwierig, zwischen der offiziellen Warnung und
inoffiziellen Mitteilungen der privaten Stationen zu unterscheiden. 44

MOTION
DATUM: 25.09.2006
MAGDALENA BERNATH
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Klimapolitik

Der Rat überwies eine Motion Wyss (sp, BE), mit der der Bundesrat aufgefordert werden
soll, dem Parlament ein Konzept für die Klimapolitik nach dem Kyoto-Stichdatum 2012
vorzulegen sowie die Postulate der Grünen Fraktion für einen nationalen Klimabericht
(Po. 06.3594) und von Riklin (cvp, ZH) zu einer kohärenten Klimapolitik im Rahmen eines
nationalen Klimaprogramms (Po. Riklin, 06.3627). 45

MOTION
DATUM: 21.03.2007
ANDREA MOSIMANN

À la suite du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a approuvé la
motion Ursula Wyss (ps, BE) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer un programme de
mise en œuvre de la Convention-cadre des Nations Unies sur les changements
climatiques pour l’après-Kyoto. Cette politique climatique nationale aura notamment
pour objectif de réduire de 15 à 30% les émissions de CO2 entre 2012 et 2020. 46

MOTION
DATUM: 12.03.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Obgleich die Mehrheit der vorberatenden Kommission für Folgegeben plädierte, setzte
sich im Nationalrat eine rechtsbürgerliche Minderheit mit 93 zu 83 Stimmen durch und
verwarf eine von Vertreterinnen und Vertretern aller Fraktionen mitunterzeichnete
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) (Pa.Iv. 01.437), die
mindestens eine fünfte Ferienwoche für Arbeitnehmende über 50 Jahren einführen
wollte. Ebenfalls abgelehnt wurde eine parlamentarische Initiative Wyss (sp, BE) (Pa.Iv.
01.445), die sechs Wochen Ferien für Lehrlinge und jugendliche Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen verlangte. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2003
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Im Juli lancierte ein Komitee „Pro Jugendschutz – gegen Drogenkriminalität“ die
Volksinitiative „Für eine vernünftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz“. Diese
„Hanfinitiative“ verlangt die Straffreiheit für den Konsum, Besitz und Erwerb von
psychoaktivem Hanf zum Eigenbedarf sowie eine staatliche Kontrolle von Anbau und
Handel. Letzteres könnte in Konflikt stehen mit einer UNO-Vereinbarung, die seit 1970
auch für die Schweiz gilt. Der Entwurf zur BetMG-Revision hatte ebenfalls ein
behördliches Toleranzregime für Anbau und Handel vorgesehen, dieses aber mit einer
Kann-Formulierung versehen, was jederzeit eine Aufhebung ermöglicht hätte. Trotz
dieser völkerrechtlichen Unklarheit nahmen im Initiativkomitee neben Vertretern der
SP – Cavalli (TI), Fetz (BS), Garbani (NE), Janiak (BL) und Wyss (BE) – und der Grünen
(Lang, ZG und Müller, AG) – auch Abgeordnete aus den bürgerlichen
Bundesratsparteien – Kleiner (AR), Markwalder-Bär (BE) und Noser (ZH) für die FDP
sowie Frick (SZ) und Maissen (GR) für die CVP – bis hin zur SVP (Jenny, GL) Einsitz. 48

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.07.2004
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Nationalrat Janiak (sp, BL) verlangte in einer Motion den Erlass eines Rahmengesetzes,
das Bund und Kantone auf eine umfassende Jugendförderungspolitik verpflichtet;
zudem sei eine Bundesstelle zu errichten, welche die Arbeiten aller
Verwaltungseinheiten, die mit Jugendfragen zu tun haben, koordiniert und die Kantone
in ihren diesbezüglichen Anstrengungen unterstützt. Der Bundesrat war grundsätzlich
mit dem Anliegen der Motion einverstanden und befürwortete auch den Weg über ein
Rahmengesetz. Wegen mangelnder personeller Ressourcen beantragte er aber
Umwandlung in ein Postulat. Der Motionär war demgegenüber der Ansicht, die
Forderung, die seit mindestens 1995 auf dem Tisch liege, dulde keinen weiteren
Aufschub, weshalb er an der verbindlichen Form seines Vorstosses festhielt. Der
Nationalrat folgte seiner Argumentation und nahm die Motion mit 89 zu 63 Stimmen an.
Gleichzeitig überwies er eine Motion Wyss (sp, BE) für eine Förderung der politischen

MOTION
DATUM: 26.11.2001
MARIANNE BENTELI
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Beteiligung der Jugendlichen als Postulat. 49

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Mittelschulen

Ein Postulat Wyss (sp, BE) wollte das Austauschjahr für Schülerinnen und Schüler
fördern. Der Bundesrat wurde darin aufgefordert, zusammen mit der EDK
gesamtschweizerische Vorgaben zu prüfen, welche die Gleichbehandlung aller
Schülerinnen und Schüler einer jeweiligen Austauschdestination gewähren. Der
reziproke Austausch von Schülerinnen und Schülern mit dem Ausland soll gefördert
werden. Bemängelt werden muss gemäss dem Postulat, dass die Bestimmungen der
Schulen, wann ein Austauschjahr absolviert werden darf, unterschiedlich gehandhabt
werden. Der Bundesrat wies vergeblich darauf hin, dass dem Bund keine Kompetenz
zusteht, in diesem Bereich gesamtschweizerische Vorgaben zu machen. Der Nationalrat
nahm das Postulat knapp, mit 97 zu 93 Stimmen, an. 50

POSTULAT
DATUM: 18.12.2007
LINDA ROHRER

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Das Berichtsjahr war geprägt von einer Debatte um den Strafgesetzartikel 293, der die
„Veröffentlichung amtlich geheimer Verhandlungen“ mit Haft oder Busse bedroht. Die
Norm wurde stark kritisiert, weil sich die Informanten in der Verwaltung so gut wie nie
eruieren liessen und bloss die Journalisten, welche die Informationen verbreiteten,
belangt wurden. Anlässlich der Ermittlungen gegen den Sonntagsblick, wegen der
Publikation eines als geheim deklarierten Fax mit Informationen zu Verhörzentren der
CIA, wurde die Schweiz vom Beauftragten für Medienarbeit der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa gerügt. Er forderte die zuständigen
Bundesräte auf, Medienschaffende wegen der Publikation von Geheimdokumenten
nicht mehr zu belangen und die entsprechende Lücke im Strafgesetzbuch zu
schliessen. Der Bundesrat hatte dem Parlament bereits 1997 erfolglos die Streichung
dieser Strafnorm beantragt und prüfte dies nun erneut. Dabei ging es namentlich
darum, ob das Strafgesetz nach der Streichung von Art. 293 mit anderen Bestimmungen
noch genügend Handhabe böte, um Schaden für das Land infolge von Publikationen zu
verhindern. Dies bedeutete einen Etappensieg für den grünen Nationalrat Lang (ZG),
der die Streichung von Art. 293 mittels einer Motion (Mo. 06.3038) forderte. 51

ANDERES
DATUM: 10.06.2006
ANDREA MOSIMANN

Seit Jahren wird in der Schweiz über die Abschaffung von Artikel 293 Strafgesetzbuch
debattiert. Die Bestimmung stellt die Veröffentlichung amtlich geheimer
Verhandlungen unter Strafe und wird hauptsächlich gegen Medienschaffende
angewendet. In seiner Stellungnahme zu einer Motion Lang (gp, ZG) sprach sich der
Bundesrat im März gegen die Aufhebung dieses Straftatbestandes aus, weil dadurch
Lücken im Geheimnisschutz entstünden. Die Landesregierung stellte aber eine Revision
in Aussicht. In einem Urteil von 2007 gegen einen Journalisten der Sonntags-Zeitung
hatte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte nämlich verlangt, dass nicht
einfach auf den formellen Geheimnisbegriff abgestellt werden dürfe. Vielmehr gelte es,
im Einzelfall durch Interessenabwägung zu ermitteln, ob eine Verurteilung berechtigt
sei. 52

MOTION
DATUM: 31.12.2008
ANDREA MOSIMANN

01.01.65 - 01.01.23 18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November wählte die Gewerkschaft VPOD SP-Vizepräsidentin Christine Goll (ZH) zu
ihrer neuen Präsidentin; Goll stellte ihr Amt in der SP auf Ende Jahr zur Verfügung. Ende
Dezember gab Christiane Brunner bekannt, sie werde am 6. März 2004 als
Parteipräsidentin zurücktreten. Sie hatte die Leitung der SP im Herbst 2000
übernommen, als die Partei nach dem Rücktritt von Ursula Koch heillos zerstritten war.
Als aussichtsreichster Anwärter auf ihre Nachfolge galt SP-Vizepräsident Hans-Jürg
Fehr (SH), Chancen wurden auch Preisüberwacher Werner Marti (GL) eingeräumt. Die
Berner Nationalrätin Ursula Wyss wurde als Kandidatin fürs Vizepräsidium gehandelt. 53

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr zum Nachfolger von Parteipräsidentin
Christiane Brunner (GE). Während der als kämpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu überzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizepräsidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewählt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets – für den Abstimmungskampf hatte die Geschäftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhöhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistündiger
Debatte, in der Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie für diese
Dossiers nicht zuständig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs – der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

In einem Grundsatzpapier zur Zukunft der Energieversorgung unterstrich die SP die
Machbarkeit des Ausstiegs aus der Kernkraft in naher Zukunft. Bei der Vorstellung der
Studie betonten der federführende Autor, Nationalrat Rudolf Rechsteiner (BS), und SP-
Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE), die Abschaltung der letzten Atomkraftwerke bis zum
Jahr 2024 sei machbar, wenn alternative Energien entsprechend gefördert und
Massnahmen für einen effizienteren Energieverbrauch getroffen würden. Angesichts
der bestehenden Risiken und des ungelösten Entsorgungsproblems sei der Ausstieg aus
der Atomkraft notwendig. Das Papier sieht Investitionen insbesondere im Bereich der
Energiegewinnung aus Wind, Biogas und Abfällen vor. Um die anfallenden Investitionen
tragbar zu machen, wird die so genannte Einspeisevergütung propagiert, die
Stromproduzenten einen bestimmten Tarif bei der Abschreibung ihrer Investitionen
zusichert. 54

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Mai kündigte die Fraktionspräsidentin der SP, Nationalrätin Hildegard Fässler (SG),
überraschend ihren Rücktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwärter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionspräsidentin gewählt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Präsidentin wählte der
Parteitag im September Nationalrätin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Ämtern
bestätigte man den Präsidenten Hans-Jürg Fehr (SH) und den Vize-Präsidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) für weitere zwei Jahre. 55

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Der Parteitag in Sursee (LU) im September stand im Zeichen der Verabschiedung der
Wahlplattform „Für eine offene und ökologische Schweiz“. Neben der Forderung nach
raschen Beitrittsverhandlungen mit der EU liegt der Schwerpunkt des Programms auf
der Fiskalpolitik, mit dem Engagement gegen den Steuerwettbewerb und degressive
Steuern als zentralem Punkt. In diesem Sinn befürworteten die Delegierten einstimmig
die Lancierung der Volksinitiative „Für faire Steuern“. Diese verlangt zwar keine
vollständige materielle Steuerharmonisierung, aber einen Grenzsteuersatz der

ANDERES
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Gemeinde- und Kantonssteuern von mindestens 22% für individuelle Einkommen ab
250'000 Fr. Bei Vermögen von über 2 Mio Fr. soll der Steuersatz zumindest 0,5%
betragen müssen, während die Kantone ihre Sätze unterhalb der 250'000-Franken-
Marke frei festlegen dürften. Insgesamt bot die Wahlplattform, die in vielen Punkten
dem letzten Wahlprogramm glich, wenig Anlass zur Diskussion. Lediglich bezüglich der
Europa-Politik kam es erneut zu einer Debatte über die bilateralen Verträge und die
Wahrung des Service public. Zum Wahlziel setzte man sich, stärkste Fraktion zu werden
und als solche aktiv die Regierungspolitik mitzugestalten. Fraktionschefin Ursula Wyss
forderte eine neue Mitte-Links-Mehrheit in der Regierung, wobei sie ausdrücklich das
Mandat des Freisinnigen Hans-Rudolf Merz in Frage stellte. Auch Parteipräsident Hans-
Jürg Fehr übte scharfe Kritik an der politischen Rechten und machte sich für einen
dritten linken Regierungssitz stark. Ausserdem gaben die Delegierten zwei klare Ja-
Parolen heraus: Das Osthilfe-Gesetz wurde mit 314:1 Stimmen, die Familienzulagen mit
272:0 Stimmen befürwortet. 56

Für Fehrs Nachfolge favorisiert wurden die Nationalräte Christian Levrat (FR), Ursula
Wyss (BE) und Jacqueline Fehr (ZH). Levrat, Chef der Gewerkschaft Kommunikation,
vertrat die Ansicht, die Mutterpartei solle vermehrt dem klassisch linken Kurs der
westschweizerischen SP-Kantonalparteien folgen und vor allem auf das Thema der
wirtschaftlichen und sozialen Gerechtigkeit setzen. Er nannte als seine Ziele für die SP,
sollte er zum Parteipräsidenten gewählt werden, eine Belebung der internen Debatten,
eine professionellere Kampagnenführung und eine grössere Präsenz auf der Strasse. Da
alle anderen aussichtsreichen Kandidatinnen und Kandidaten für das Parteipräsidium
verzichteten, blieb Levrat schliesslich der einzige Anwärter auf das Amt. 57

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.11.2007
SABINE HOHL

Nach dem Rücktritt von Ursula Wyss (BE), war das SP-Fraktionspräsidium ab der
Frühjahrssession vakant. Für die Nachfolge von Wyss bewarben sich Jacqueline Fehr
(ZH) und der bisherige Fraktionsvizepräsident Andy Tschümperlin (SZ). Obwohl die gut
vernetzte Fehr als Favoritin galt, musste sie nach der Niederlage bei den
Bundesratswahlen von 2010 gegen Simonetta Sommaruga eine weitere Schlappe
einstecken. Mit 27 zu 25 Stimmen wurde nämlich Tschümperlin zum neuen
Fraktionspräsidenten bestimmt, was auch diesen selber überraschte. In der Presse
wurde gemutmasst, dass Fehr von der Fraktion als zu pointiert, zu eigensinnig, zu wenig
kompromissbereit und auch weniger integrativ als Tschümperlin beurteilt worden sei.
Fehr kündigte in der Folge ihren Rücktritt aus der nationalen Politik – nach 17 Jahren in
Bern – per Ende Legislatur an. Auch das zweiköpfige Fraktions-Vizepräsidium, das in
der Regel von einem Ständerat und einem Nationalrat besetzt wird, musste nach der
letztjährigen Wahl von Alain Berset in den Bundesrat und der Wahl Tschümperlins neu
besetzt werden. Als Nachfolge wurden Anita Fetz (BS) und Roger Nordmann (VD)
gewählt. 58

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.08.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Am 21. April besetzten die Grünen in Carouge ihr Präsidium neu. Ueli Leuenberger (GE)
– seit 2008 im Amt – hatte bereits früher seinen Rücktritt angekündigt. Nach den
nationalen Wahlen 2011, die für die GP mit fünf Sitzverlusten zu einem eigentlichen
Debakel geworden waren, wurde eine Neuausrichtung gefordert, die auch dank einer
Verjüngung des Präsidiums und mit einer Frau an der Spitze erfolgen und zu alter Stärke
zurückführen sollte. Verschiedene Szenarien wurden in Erwägung gezogen: ein
Einerpräsidium mit einem mehrköpfigen Vizepräsidium oder ein Co-Präsidium aus
einer Frau und einem Mann bzw. mit je einer Person aus der französisch- und
deutschsprachigen Schweiz. Mit einer Statutenänderung wurde zudem die Möglichkeit
geschaffen, mehr als zwei Vizepräsidien zu schaffen. Ende Januar hatten nicht weniger
als 10 Personen ihre Ambitionen angemeldet: Als mögliche Nachfolgerinnen
Leuenbergers wurden früh die Nationalrätinnen Adèle Thorens (VD) und Regula Rytz
(BE) gehandelt. Vizepräsidentin Franziska Teuscher (BE), welche mit einem Sitz in der
Berner Stadtregierung liebäugelte, sagte hingegen früh ab. Ihr Interesse an einer
Mitarbeit im Präsidium kündigten hingegen die Nationalräte Bastien Girod (ZH) und Geri
Müller (AG) an. Auch die frühere Baselbieter Landrätin Esther Maag reichte ihre
Bewerbung für das Präsidium ein. Ausschliesslich für ein Vizepräsidium kandidierten
Markus Kunz (ZH), ehemaliger Kantonalpräsident der Grünen des Kantons Zürich,
Ständerat Robert Cramer (GE), der ehemalige Nationalrat Jo Lang (ZG) sowie Claudio
Zanini (TI). Auch Aline Trede (BE) anerbot sich, im Präsidium mitzuhelfen, allerdings nur,
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wenn sie in den Nationalrat nachrutsche, also bei einer allfälligen Wahl Franziska
Teuschers in die Berner Stadtregierung. Der scheidende Präsident Leuenberger warnte
an der Delegiertenversammlung im Januar in Kriens vor einer Annäherung an die Mitte
und einem Co-Präsidium. Die in den Medien dem rechten grünen Flügel zugeordneten
Girod und Thorens würden den Richtungsstreit innerhalb der Partei nicht beenden und
ein Co-Präsidium – Leuenberger hatte sich bei seiner Wahl dezidiert gegen ein solches
zusammen mit Franziska Teuscher ausgesprochen – würde verhindern, dass die Partei
mit einer Stimme spreche. Die Ende April in Carouge anwesenden Delegierten waren
jedoch anderer Meinung und wählten mit Adèle Thorens und Regula Rytz zwei Frauen in
ein Co-Präsidium. Bereits im ersten Wahlgang setzten sich die beiden mit 183 (Thorens)
bzw. 127 Stimmen (Rytz) durch. Der drittplatzierte Girod erhielt 68 Stimmen. Mit
Thorens und Rytz seien sowohl der junge, pragmatische wie auch der linke, etatistische
Flügel der Partei abgedeckt, so die Einschätzung der Presse. Das Vizepräsidium wurde –
um die Sprachregionen und die Geschlechter adäquat zu vertreten – neu mit Bastien
Girod (ZH), Jo Lang (ZG), Robert Cramer (GE) und der Jungen Grünen Irène Kälin (AG)
besetzt. Die Delegierten hatten zuvor entschieden, dass die Jungpartei ebenfalls im
Vizepräsidium vertreten sein soll und wählten Kälin in stiller Wahl. 59
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